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Persönliche Außenhaftung des Kommanditisten bei Insolvenz der Gesellschaft 

(Anmerkung zu BGH, Urteil vom 15.12.2020, Az. II ZR 108/19) 

 

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 15.12.2020 die Voraussetzungen und den Umfang der Au-

ßenhaftung der Kommanditisten im Falle der Insolvenz der Gesellschaft nochmals konturiert. Der Ent-

scheidung lassen sich folgenden Kernaussagen entnehmen: 

1. Die Außenhaftung des Kommanditisten setzt voraus, dass die Einlage des Kommanditisten 

nicht erbracht wurde respektive durch die erfolgten Ausschüttungen unter seine im Handelsre-

gister eingetragene Haftsumme herabgemindert ist und der nach § 171 Abs. 2 HGB eingefor-

derte Betrag zur Befriedigung von Gläubigern, denen der Kommanditist nach §§ 171, 172 HGB 

haftet, noch erforderlich ist. 

 

2. Der Insolvenzverwalter der Gesellschaft kann die Außenhaftungsansprüche gegen den Kom-

manditisten in treuhänderischer Einziehungsbefugnis geltend machen, allerdings nur soweit die 

Inanspruchnahme des Kommanditisten zur Befriedigung der Gesellschaftsgläubiger erforderlich 

ist. 

 

3. Die persönliche Außenhaftung des Kommanditisten besteht auch bei einer Insolvenz der Ge-

sellschaft zumindest für solche Gesellschaftsverbindlichkeiten, die bis zur Eröffnung des Insol-

venzverfahrens begründet worden sind. Eine Verbindlichkeit ist „begründet“, wenn die Rechts-

grundlage der Verpflichtung vor der Insolvenz gelegt worden ist, auch wenn die daraus resultie-

renden einzelnen Verpflichtungen erst später entstehen und fällig werden. 

 

4. Auf die insolvenzrechtliche Einordnung der Verbindlichkeiten kommt es für die Frage der Haf-

tung nicht an; da die Beschränkung der persönlichen Gesellschafterhaftung in der Regelinsol-

venz der Gesellschaft auch auf der einem ausgeschiedenen Gesellschafter ähnlichen Interes-

senlage beruht, muss die persönliche Haftung in der Insolvenz jedenfalls die Verbindlichkeiten 

umfassen, für die ein ausgeschiedener Gesellschafter noch haften müsste. 

 

5. Ob und in welchem Umfang aus gesellschaftsrechtlichen Gründen die Haftung der Kommandi-

tisten im Insolvenzverfahren möglicherweise (weiter) zu beschränken wäre, hat der Bundesge-

richtshof ausdrücklich offen gelassen. 
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